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Teil 1

Das System, wie es leibt und lebt

Zickzackkurs

Frank Barat: „There Is No Alternative“ (kurz: TINA) war ein Slogan, der in den 

80er Jahren während der Thatcher-Jahre in Großbritannien verwendet wurde. Das 

Problem ist, ich habe das Gefühl, dass die meisten Menschen heute weiterhin so den-

ken. Sie glauben immer noch, der Kapitalismus habe gewonnen und meinen, wir 

könnten nicht viel dagegen tun, dass die Jahre der Revolutionen der Vergangenheit 

angehören. Was würden Sie diesen Menschen sagen?

Vijay Prashad: Wenn wir auf die vergangenen vierzig Jahre zurückblicken, 

gab es einige wichtige Fortschritte. Wir haben zum Beispiel gesehen, wie die 

Menschen auf die Straße gegangen sind und versuchten, Regierungen zu 

stürzen, mit denen sie sich nicht länger abfinden konnten. Gut, in Ägypten 
endete der Aufstand von 2011 in einer Katastrophe, aber er fand trotzdem 

statt. Nicht nur in Kairo, sondern auch in einigen anderen größeren und klei-

neren Städten gingen die Menschen auf die Straße. Hosni Mubarak und seine 

Söhne mussten ihre Ämter aufgeben. General Sisi führte das Erbe Mubaraks 
weitgehend fort. Es war ein Zickzackkurs. Auf der einen Seite, dem Zick, pas-

sierte etwas Grundlegendes: die Menschen wollten nicht länger unter einer 

grausamen Regierung leben und stürzten sie. Auf der anderen Seite, dem 

Zack, kehrte das Militär zurück, wenn auch nicht uniformiert. Das heißt aber 

nicht, dass wir in Zukunft kein Zick mehr erleben werden Es ist die Angst vor 

eben diesem Zick, die Sisi dazu bringt, jeden potenziellen Gegner ins Gefäng-

nis zu werfen.

In Tunesien hingegen stürzte der Aufstand eine extrem neoliberale und 

schreckliche Kleptokratie unter der Führung von Zine El Abidine Ben Ali. Als 
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Ben Ali im Januar 2011 floh, hielten eine Reihe wichtiger gesellschaftlicher 
Kräfte – darunter die Gewerkschaften, die linken Parteien und die Menschen-

rechtsgruppen – die neue tunesische Demokratie zusammen. Aus diesem 

Grund erhielten diese Gruppen 2015 den Friedensnobelpreis, wenngleich 

dies zwei Jahre nach der Ermordung des Dichters und linken politischen Füh-

rers Chokri Belaid – ein weiteres Zack – geschah. Die Kämpfe in Tunesien wa-

ren seither schwierig, sie inkludierten ein Abgleiten in eine undemokratische 

Herrschaft, aber es gab auch einige Fortschritte in Bezug auf das Selbstver-

trauen der Bevölkerung.

Im Jahr 2009, zwei Jahre vor den Aufständen in Nordafrika, wurde Yukio 

Hatoyama von der Demokratischen Partei zum japanischen Premierminister 

gewählt. Er war mit dem Mandat angetreten, den US-amerikanischen Mili-

tärstützpunkt in Okinawa zu beseitigen, der in Okinawa selbst, aber auch in 

anderen Teilen Japans sehr unbeliebt ist. Das war das Zick, doch auch hier 

folgte schnell ein Zack: US-Präsident Barack Obama und seine Außenministe-

rin Hillary Clinton übten großen Druck auf die politische Klasse Japans aus, 

brachten Hatoyamas Regierung zu Fall und bereiteten dem Kassieren der Mi-

litärbasis ein schnelles Ende. Hatoyama musste im Juni 2010 zurücktreten. 

Der US-amerikanische Stützpunkt in Okinawa existiert noch immer; er wird 

sogar gerade ausgebaut, was nicht nur sehr teuer ist, sondern auch einen zer-

störenden Eingriff in die Umwelt der Henoko-Bucht (und das Verschwinden 
der Dugongs, der Seekühe) bedeutet. Das ist also die Niederlage, obwohl die 

Wahl Hatoyamas auf einem Mandat für den Frieden beruhte.

Vor diesem „Putsch“ in Japan haben die USA im Jahr 2009 einen Umsturz 

in Honduras gegen die Regierung von Manuel Zelaya angeleitet. Der Staats-

streich erfolgte nach einer langen Periode des US-Drucks auf lateinamerika-

nische Länder, die sich dem von der venezolanischen Regierung angeführten 

bolivarischen Projekt angeschlossen hatten. Dass Hugo Chavez als Sieger der 

Wahl im Jahr 1998 hervorging, anschließend eine Reihe von Abstimmungen 

zur Einführung einer neuen Verfassung und zur Schaffung neuer regiona-

ler Dynamik gewann, und 2002 auch noch einen Putsch abwehren konnte, 

ist bemerkenswert. Der Linksruck Venezuelas im Jahr 1998 verschaffte Kuba 
einen Verbündeten in Lateinamerika. Es folgten eine Reihe von Wahlsiegen in 

Brasilien (mit Lula im Jahr 2003) und Bolivien (mit Evo Morales im Jahr 2006). 

Trotz des Drucks auf Venezuela und Kuba blieben diese Regierungen im Amt. 

Und trotz des Putsches in Bolivien wählte das Volk im November 2019 wie-
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der die Sozialisten an die Macht und im November 2021 das Putschregime 

in Honduras ab. Während sich das Coronavirus in Brasilien mit desaströsen 

Folgen ausbreitete, konnten mit Kuba und Venezuela, zwei Länder, die unter 

massiven Sanktionen und einem hybriden Krieg leiden, das Virus eindäm-

men. Wir dürfen uns nicht nur auf die Niederlagen konzentrieren. Wir müs-

sen die Zicks und Zacks samt den Fortschritten betrachten. Selbst wenn diese 

manchmal bescheiden sind.

Ich werfe es den Menschen nicht vor, wenn sie sich der defätistischen 

Haltung, nämlich dass es „keine Alternative gibt“, anschließen. Es gab eine 

enorme Industriebewegung, die diese Haltung hervorbrachte, einen enor-

men ideologischen Schub, der sie provoziert hat. Im Jahr 1944 veröffentlich-

te Friedrich Hayek, der als Guru der neoliberalen Doktrin gilt, ein Buch mit 

dem Titel The Road to Serfdom. Hayek vertritt darin die Ansicht, dass man 

immer dann, wenn man die Welt verbessern will, ein Gulag schafft. Man 
sollte daher nicht versuchen, irgendetwas zu tun, sondern darauf vertrau-

en, dass unsichtbare Kräfte Gerechtigkeit in die Welt bringen, dass die un-

sichtbare Hand Gerechtigkeit schafft. Wenn man versucht in die Geschichte 
einzugreifen, führt dies nur dazu, dass Menschen vernichtet werden. Das 

ist das ultra-libertäre Argument, und dieses Argument hat sich auf unter-

schiedliche Weise verbreitet. Es gibt diejenigen, die jeden, der versucht, das 

bisher doch Gute zu „sozialisieren“, total verunglimpfen und den Staat als 

institutionalisierten sozialen Wandel angreifen. Die staatsfeindliche Politik 

der Rechten und der Linken trifft sich auf diesem Terrain. Hier gibt es eine 
Affinität zu einer Art von liberaler Politik, die vor allem bei einem Perso-

nenkreis beliebt ist, der großes Vertrauen in die Strukturen der „formalen“ 

Demokratie hat und der glaubt, dass es keinen Grund gibt, außerhalb dieser 

Formationen zu handeln, weil das demokratische System die Dinge schon 

regeln wird. Diese mit großem Vertrauen in das System ausgestattete Art 

von Liberalismus demobilisiert das öffentliche Handeln. Wenn es öffent-
lichen Widerstand geben soll, dann nur im Rahmen der Gesetzmäßigkeit, 

ohne das System selbst in Frage zu stellen. Die Ultraliberalisten, die linken 

Staatsfeinde, die Liberaldemokraten – sie alle fördern so auf unterschied-

liche Weise die Demobilisierung des öffentlichen Handelns. In den fort-
geschrittenen demokratischen Ländern hat sich über eine oder zwei Gene-

rationen hinweg der grundlegende Glaube an die formale Demokratie im 

gesamten politischen Spektrum gefestigt.
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Der Verlust des Vertrauens in die demokratischen Institutionen, gepaart 

mit der Neigung dieser Institutionen hin zur Technokratie, führt aber zum 

Gegenteil von Demokratie. Ein Schlüsselbeispiel dafür ist die Europäische 

Union, deren Bürokraten scheinbar völlig von den Lebensrealitäten der Men-

schen in Europa abgekoppelt sind. Das Vertrauen dieser Brüsseler Politiker 

und Bürokraten in Managementtechniken, die oft eher aus der Bankenwelt 

als der Welt der sozialen Evolution stammen, hat innerhalb Europas zu einer 

großen Wut geführt, die nun der extremen Rechten zugutekommt. Die Fokus-

sierung der Rechten auf das Thema Migration geht seitdem einher mit der 

Wut über die Abgehobenheit der Europäischen Union und dem Rassismus 

Brüssels gegenüber den südeuropäischen Ländern. Rassismus prägt das Herz 

der europäischen extremen Rechten. In diesen Kreisen wird die von Hayek 

geforderte Zurückhaltung nicht befolgt. Die extreme Rechte versucht gerne, 

die Welt zu verändern, sie nach ihrem eigenen Bild zu gestalten, wozu auch 

eine Gesellschaft ohne Einwanderer gehört. Dies ist eine Spielart des Neo-

faschismus, die für genau determinierte Personengruppen soziale Wohlfahrt 

fordert und diese anderen verweigert. Das basiert dann auf bestimmten Vor-

stellungen von Rasse und Zugehörigkeit, von Blut und Staatsbürgerschaft. 

Demokratische Institutionen werden dabei beiseitegeschoben, liberale Nor-

men nicht beachtet. Die rechtsextreme Horde galoppiert direkt in diese Wut 

hinein und verwüstet dadurch die Gesellschaft.

Verlässt man die Zone der fortgeschrittenen demokratischen Gesell-

schaften, in denen die Macht des Geldes die tatsächliche Demokratie in ihren 

Schatten gestellt hat, und begibt sich in die übrige Welt, wird der Glaube an 

die demokratischen Institutionen noch geringer. Nehmen wir den Fall Brasi-

lien, wo das Vertrauen in die Regierung in den letzten zehn Jahren stark ge-

schwunden ist. Anstatt sich direkt mit der Popularität der linken Regierung 

von Luiz Inacio Lula da Silva und Dilma Rousseff auseinanderzusetzen, hat 
die Oligarchie – mit Unterstützung der USA – letztere 2016 mittels eines par-

lamentarischen Staatsstreichs abgesetzt und dann Lula das Recht verweigert, 

für die Präsidentschaft zu kandidieren. Und zwar, indem sie einen Korrup-

tionsvorwurf fingierte. Dies ist im Grunde das, was man lawfare nennt, ob-

wohl wir im Fall von Dilma Rousseff einen neuen Begriff prägen könnten, 
so etwas wie demofare, da demokratische Institutionen dazu benutzt wurden, 

die Demokratie zu untergraben. Das Gesetz und die Legislative wurden ins-

trumentalisiert, um das Mandat des Volkes zu untergraben. Und dann ist da 
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noch Jair Bolsonaro, der in einem ausgetrockneten politischen Feld gewählt 

wurde und über eine COVID-verseuchte Gesellschaft regiert. Brasilianische 

Mediziner haben ihn vor dem Internationalen Strafgerichtshof aufgrund sei-

nes gefühllosen Umgangs mit der Krankheit und wegen Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit angeklagt. Es hat sich daraufhin eine Massenbewegung 

namens Fora Bolsonaro gebildet. Sie ging mit einer Gerichtsentscheidung ein-

her, die besagt, dass Lula 2022 erneut für das Präsidentenamt kandidieren 

darf. Auch hier also: Zick und Zack.

Indien ist ebenfalls eine Diskussion wert. Dort wird das demokratische 

System inzwischen von der Macht des Geldes und der Medienkonzerne be-

herrscht. Das Stichwort, das die Situation im Land am besten beschreibt, ist 

„Korruption“. Alles ist korrupt. Und wenn alles korrupt ist, dann ist es sehr 

schwer, Vertrauen in das demokratische System zu haben. In den Gebieten, in 

denen es am wenigsten Vertrauen in das demokratische System gibt, herrscht 

eine Art Verständnis dafür, dass sich nichts verbessern kann. Denn es scheint, 

dass jede Alternative fehlt. Das demokratische System ist ausgehöhlt und die 

Volksbewegungen sind schwach, so dass keine Möglichkeit erkennbar ist, 

einen Wandel herbeizuführen. Alle gangbaren Wege zu einem Umschwung 

sind begrenzt, das Vertrauen in den Wandel sinkt und die Wut wächst. Diese 

Politik der Wut begünstigt wiederum die extreme Rechte. Aber selbst in Indi-

en findet man den Zickzackkurs, die Sprunghaftigkeit, denn am 26. Novem-

ber 2020 gingen Hunderttausende Bauern auf die Straße, um die Rücknahme 

von drei gegen sie gerichtete Gesetze zu fordern. Diese Protestbewegung, die-

ser Aufstand der Landwirte, triumphierte ein Jahr später, als die rechte Regie-

rung diese Gesetze zur „Uber-isierung“ (im Original: Uber-ize) des ländlichen 

Raums zurücknehmen musste. Jeder Tag dieser kraftvollen Massenbewegung 

stärkte das (Selbst-)Vertrauen nicht nur der Bauern und Landarbeiter, son-

dern jenes der gesamten Gesellschaft.

Frank Barat: Was halten Sie vom Wahlrecht?

Vijay Prashad: Im modernen Zeitalter empfinden sich die Menschen zu Recht 
als souverän. Das bedeutet, dass sie überall auf der Welt nach Möglichkeiten 

suchen, in unsere Gesellschaften einzugreifen. Wir sind niemandem verpflich-

tet; unsere Gesellschaft, unser Staat, gehört uns. Dieses Gefühl ist sogar in Mo-

narchien vorhanden, wo die Souveränität eigentlich nur in den Händen des 
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Monarchen liegt. Ich habe das nicht nur in den europäischen Monarchien er-

lebt – und von diesen gibt es so manche! –, sondern auch in den arabischen 

Golfstaaten. Dieses Gefühl gab es natürlich schon, als die Menschen noch 

Untertanen eines Königs waren, und deshalb existiert es auch in den heutigen 

Monarchien. Die Menschen suchten stets nach Wegen, sich einzumischen, um 

die Welt durch verschiedene Arten von Rebellionen, Bauernaufständen, Streiks 

und so weiter zu verändern. Das Gefühl der Unwürdigkeit und Ungerechtig-

keit ruft zum Handeln auf. In modernen Gesellschaften haben die Menschen 

ebenso wie in vormodernen Gesellschaften das Bedürfnis, einzugreifen.

Die Frage, die sich stellt, ist, welche Möglichkeiten der Intervention es 

gibt. In einem monarchischen System lag die Souveränität beim Monarchen 

oder beim Adel, und daher bestand ein Weg darin, sich beim Monarchen zu 

melden und zu sagen: „Bitte, ändern sie dies oder jenes“. So etwas war er-

laubt. In Indien hatte der Kaiser während der Mogulzeit eine regelmäßige 

Versammlung im Diwan-i-Am, dem Saal im Roten Fort von Delhi, dem Haus 

des Volkes. Die Untertanen gingen dorthin und baten den Kaiser, sich dieses 

oder jenes Problems anzunehmen. So etwas geschieht auch heute noch, wenn 

wir eine Petition an die Regierungschefs schreiben und sie ersuchen, sich um 

etwas zu kümmern. Das ist eine moderne Form des Flehens. Man wirft sich 

vielleicht nicht auf den Boden, aber man nimmt mittels Petition eine ähnliche 

Haltung ein.

In der modernen Zeit haben wir unsere Souveränität auf bestimmte Weise 

kanalisiert. Man kann sich zum Beispiel an die staatliche Bürokratie wenden 

und eine Beschwerde einreichen. Ich beschwere mich über etwas, über dieses 

oder jenes Verhalten eines bestimmten Beamten. Oder wir haben verschie-

dene Verbraucherverbände, die das Verhalten von Privatunternehmen bean-

standen. Mehr noch: Ich kann an eine Lokalzeitung schreiben oder – wie man 

es heute eben macht – mich auf Twitter empören. Diese Formen des Dissen-

ses sind ziemlich etabliert und stellen oft individuelle Formen des Protestes 

dar. Es gibt aber auch große Formen des kanalisierten Dissenses, zum Beispiel 

durch den demokratischen Prozess. Wenn einem die Regierung nicht gefällt, 

dann wählt man sie ab und setzt eine neue Regierung ein. Dies ist eine Auf-

forderung zu politischer Aktivität kanalisiert durch die Formen der repräsen-

tativen Struktur. Der klassische Liberaldemokrat wird sagen, dass die Art und 

Weise, wie man mit Dissens oder Unzufriedenheit umgeht, darin besteht, auf 

die nächste Wahl zu warten oder vielleicht einen Brief an die Regierungsver-
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treter zu schreiben. Das bedeutet, man muss fünf bis sieben Jahre auf einen 

Umschwung warten, da es in den meisten liberalen Demokratien kein Recht 

auf einfache Abberufung gibt. Das viele Geld, das die demokratische Politik 

durchdringt, macht diese Art der Kanalisierung zu einer Anklage gegen die 

Demokratie. Eine solche liberaldemokratische Sichtweise bedeutet die Über-

tragung der Souveränität auf den Staat. Die Bürger sind souverän, sie haben 

das Wahlrecht, aber sie geben ihre Souveränität an die gewählten Vertreter 

und an das permanente Staatsprojekt ab. Das ist die ultimative liberale Idee.

Auf der linken Seite des Liberalismus herrscht die Auffassung vor, dass 
den Menschen das Recht zukommen müsse, zu protestieren. In einem gewal-

tigen Kampf haben wir Versammlungsfreiheit, das Recht auf freie Meinungs-

äußerung und das Demonstrationsrecht erstritten. Sie sind Teil eines Bündels 

von Rechten, die uns die Möglichkeit garantieren, gegen die Machtausübung 

der Regierung zu protestieren, selbst wenn diese ein demokratisches Mandat 

hat. Dies sind die anerkannten Wege, auf denen wir versuchen, unsere Souve-

ränität gegenüber den gewählten Vertretern auszuüben.

Was aber passiert, falls das System nicht in der Lage ist, das Mandat des 

Volkes umzusetzen, oder wenn die gewählten Vertreter ihre Versprechen 

brechen, derentwegen sie gewählt wurden? Was ist, wenn das System durch 

Geld oder durch die Macht der Medien so korrumpiert ist, dass die grund-

legenden demokratischen Normen nicht eingehalten werden? Was geschieht 

dann? Was passiert, wenn die Macht des Geldes in den Konzernmedien die 

Integrität der Andersdenkenden verleumdet, sie als „antinational“ bezeichnet 

und so weiter? Dann sitzen wir fest.

Was ist das System? Das System ist keine gottgegebene Sache. Wenn man 

es auf das Wesentliche reduziert, haben alle Menschen in einem Gebiet die Sou-

veränität über dieses Gebiet. Es ist allerdings unpraktisch, wenn alle Menschen 

in einem Gebiet dieses auch regieren würden. Daher schafft man verschiedene 
Methoden der Vertretung, welche sowohl auf lokaler Ebene als auch in größe-

rem Maßstab gelten können. Anstatt diese als Experimente auf dem Weg zu 

einer effektiveren Demokratie zu betrachten, herrscht die ideologische Über-
zeugung vor, dass das System, das ein Land hat, das bestmögliche ist und dass 

es keine andere Möglichkeit gibt, die Souveränität an Vertreter abzugeben.

Ich bin mit diesem religiösen Ansatz für das demokratische Experiment 

nicht einverstanden. Es lohnt sich, den demokratischen Prozess als ein Ex-

periment zu betrachten, bei dem immer mehr darüber diskutiert wird, wie 
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man mehr und mehr Menschen in den Prozess einbeziehen kann. Wie wäre 

es mit Nachbarschaftsplattformen, die die Menschen zusammenbringen, um 

miteinander zu diskutieren – mehr deliberative Demokratie und weniger re-

präsentative Demokratie? Wir müssen eine umfassendere Diskussion darü-

ber führen, wie bessere Formen der Demokratie aussehen können. Auf Kuba 

etwa gibt es eine Reihe verschiedener Beratungsformate, darunter die Komi-

tees zur Verteidigung der Revolution. Bei ihnen handelt es sich um Nachbar-

schaftskomitees, die Menschen zusammenbringen, um darüber zu beraten, 

wie die Dinge laufen und wie man sie in Ordnung bringen kann, also wie man 

Probleme angeht und wie man sie löst. In Kerala zum Beispiel gibt es lokale 

Formen von Selbstverwaltung, die parallel zu den öffentlichen Institutionen 
operieren. Dabei handelt es sich um Experimente zur Dezentralisierung von 

Souveränität und Macht. Diese Formen müssen genauer untersucht werden, 

um aus ihnen zu lernen und sie weiter ausbauen zu können.

Die derzeitigen demokratischen Systeme in vielen kapitalistischen Län-

dern sind durch die Macht des Geldes, die Macht der Medien und die Vor-

teile der Eliten und ihrer Parteien kompromittiert worden. Es ist nicht sinn-

voll zu sagen, dass diese Kräfte Wahlen gewinnen, weil die Menschen nicht 

wählen; mit dieser Erklärung des Problems spannt man den Karren vor das 

Pferd. Erstens gewinnen die Eliten die Wahlen, weil das System es nicht zu-

lässt, dass jemand anderes aufgestellt wird. Zweitens gehen die Menschen 

manchmal nicht zur Wahl, weil sie die Sinnlosigkeit des Prozesses erkennen. 

Die Frustration über die Institutionen deutet darauf hin, dass die Menschen 

glauben, dass das System besser funktionieren sollte, dass sie ihre Souveräni-

tät besser verwaltet sehen wollen, dass das System, so wie es sich präsentiert, 

unzureichend ist. Drittens gibt es eine Reihe von Hindernissen für die Wahl-

beteiligung, z. B. die Abhaltung von Wahlen an Werktagen, die Behinderung 

bei der Eintragung in ein Wählerverzeichnis und das Bestehen auf bestimmte 

Ausweispapiere, die nicht leicht zu beschaffen sind.
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